Wien, Donnerstag den 28. Juni 1877. 


X. Jahrgang. Nr. 26. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


— une 


— 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in 
Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Prünumerntionspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 


vierteljährig 1 fl. 


Für das Ausland jährlich 8 Mark. 


Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 1876/77 in Buchform bogeuweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und 
beträgt das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 5 fl. = 10 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtauweiſung 
erbitten, erſuchen um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. EL 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beuagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


——ͤ . ——— —— — T ſyt!— — . jßrß5if—— —ꝓ . —.᷑ —ñ—— 


Inhalt. 


Studien zum öſterreichiſchen Vereins- und Verſammlungsrechte. 
Von Dr Karl Hugelmann XI. Die politiſchen Vereine und Verſamm⸗ 
lungen. a) Die politiſchen Vereine. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Cognition auf Eingriff in das Markenrecht gegen den Befund der Sachver⸗ 
ſtändigen. 

Die politiſchen Behörden find nicht verpflichtet, einen formell unſtatthaften 
Recurs der oberen Behörde vorzulegen. 

Begriff eines öffentlichen Beamten im Sinne des Strafgeſetzes. Die Dorfwachen 
(Rondaren) in Dalmatien find öffentliche Beamte im Sinne des 8 153 St. G. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Studien zum öſterreichiſchen Vereins- und Berſamm- 


lunggrechte. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
NIy. 
Die politiſchen Vereine und Verſammlungen. 

a) Die politiſchen Vereine. 
In keinem Lande, in welchem man die Codification des Vereins⸗ 
rechtes verſucht hat, iſt es unſeres Wiſſens gelungen, das geſammte, 
vielgliedrige Aſſociationsweſen in den Rahmen eines einzigen Geſetzes 


zu preſſen. So deutlich auch wiederholt die Beſtrebungen erkennbar 
ſind, die Aſſociation an ſich zur Grundlage eines einheitlichen, das 


ganze Gebiet umfaſſenden Geſetzes zu machen, immer und immer 
wieder erweiſen ſich beſtimmte Vereinskategorien ſo eigenartig, daß ſie 
von der Codification ganz oder theilweiſe ausgeſchloſſen werden. Bald 


iſt es die eigenthümliche Natur des Vereinszweckes, z. B. bei religiöſen 
Vereinen, bald die ſpecifiſche Form der Aſſociation, z. B. bei Actien⸗ 
vereinen, welche die allgemeine Schablone durchbricht.) 


) Vgl. Nr. 22 dieſes Jahrganges der Zeitſchriſt. 

5 ) Das preußiſche Geſetz vom 11. März 1850 beſchränkt feine Wirkfam⸗ 
keit von vorneherein auf Vereine, welche eine Einwirkung auf öffentliche Angele⸗ 
genheiten bezwecken, und eximirt überdies von der Pflicht, Statuten, Mitglieder 
und Verſammlungen anzuzeigen, alle kirchlichen oder religiöſen Vereine, ſofern 
dieſe Corporationsrechte haben. Das ba yeriſche Geſetz vom 26. Februar 1850 
ſcheidet von ſeinem Geltungsgebiete im Artikel 26 alle Vereine aus, „welche Capital 
durch Actien aufzubringen, Creditpapiere in Umlauf zu ſetzen beabſichtigen, An⸗ 


| Die Geſchichte des öſterreichiſchen Vereinsrechtes liefert hiefür 
ganz augenfällige Beiſpiele. So ſchied das Vereinsgeſetz von 1849 
alle auf Gewinn berechneten oder auf Actien gegründeten Vereine von 
vorneherein aus ($ 2), jo jenes von 1852 die Gewerkſchaften; Bruder⸗ 
laden und Knappſchaftscaſſen (8 5), und ſchließlich das von 1867 eine ganze 
Reihe der verſchiedenartigſten Kategorien ). Dem Geſetzentwurfe von 1863 
liegt die bewußte Tendenz zu Grunde, das ganze Gebiet des Vereins⸗ 
weſens zu beherrſchen, und er tritt mit dem Anſpruche auf, dieſer 
Abſicht gerecht geworden zu fein ); nichts deſto weniger iſt er in der 
Ausführung ſeines Vorſatzes geſcheitert, denn die geiſtlichen Orden 
und Congregationen ſowie die Religionsgenoſſenſchaften im Allgemeinen 
find vollſtändig, die Gewerbsgenoſſenſchaften, Vereine zu Bergbau⸗ 
Unternehmungen, Bruderladen und Knappſchaftscaſſen zur Hälfte eximirt ). 

Desgleichen kehrt in der öſterreichiſchen ſowie in fremden Ver⸗ 
einsgeſetzgebungen, wenn ſie ſich auch zu einem Normalgeſetz, welches 


„ dieſe unterliegen den hierüber beſtehenden Geſetzen und Vorſchriften“. Das ſäch⸗ 
ſiſche Geſetz vom 22. November 1850 normirt eingehender nur die Rechts⸗ 
verhältniſſe jener Vereine, deren Zweck ſich auf öffentliche Angelegenheiten bezieht, 
und nach dem Geſetze (allerdings nicht nach der Ausführungsverordnung) ſcheint 
uns überdies die theilweiſe Exemtion einer Reihe von Vereinen begründet (näm⸗ 
lich aller Vereine zu frommen und wohlthätigen Zwecken, zur Beförderung der 
Künſte und Wiſſenſchaften u. ſ. w). Das neue badiſche Geſetz endlich (von 1867) 
beſchränkt ſich nahezu auf das Verbot einiger Vereinskategorien, ein allgemeines 
Rechtsſyſtem iſt bis auf die Pflicht der Vereine, der Behörde eventuell Auskunft 
über die Vereinsverhältniſſe zu geben, nicht aufgeſtellt. 

) 8 2: „Vereine und Geſellſchaften, welche auf Gewinn berechnet find, 
dann alle Vereine auf Bank⸗, Credit⸗ und Verſicherungsgeſchäfte, ſo wie 
Rentenanſtalten, Sparcaſſen und Pfandleihanſtalten ſind von der Wirkſamkeit 
Bere Geſetzes ausgenommen und unterliegen den befonderen, hierauf bezüglichen 

eſetzen“. 

§ 3: „Das gegenwärtige Geſetz findet ferner keine Anwendung: 

a) auf geiſtliche Orden und Congregationen, dann Religionsgenoſſenſchaften 
überhaupt, welche nach den für dieſelben beſtehenden Geſetzen und Vor⸗ 
ſchriften zu beurtheilen ſind; 

b) auf die in Gemäßheit der Gewerbsgeſetze errichteten Genoſſenſchaften und 
Unterſtützungscaſſen der Gewerbetreibenden; 

c) auf die nach den Berggeſetzen gebildeten Gewerkſchaften und Bruderladen“. 
| ) In dem „Bericht des Ausſchuſſes zur Verfaſſung und Vorlage eines 
Geſetzentwurfes, betreffend das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht, Nr. 861/A. H. 
1863“, heißt es auf Seite 1, Abſatz 2: „Der Beſchluß des hohen Hauſes hat 
den Ausſchuß angewieſen, das Vereinsweſen und Verſammlungsrecht ü ber⸗ 
haupt zum Gegenſtande ſeiner Arbeit zu machen, aber auch die erkannte 
Nothwendigkeit einer möglichſt umfaſſenden Uebereinſtimmung der geſetzlichen 
Vorſchriften über Vereine und Verſammlungen beſtimmte den Ausſchuß, keinen 
von jenem Beſchluſſe des Hauſes abweichenden Antrag zu ſtellen, wornach nur 
gewiſſe Vereine, z. B. die politiſchen, zum Gegenſtand eines Gefetzentwurfes 
gemacht würden“. g 
| ) Wir jagen zur Hälfte, denn bei der ſeltſamen Forderung des Entwurfes, 


ſtalten für den öffentlichen Verkehr, für Sicherung des Vermögens, für Erſparung und daß dieſe Vereinigungen „ſich nach den für ſie beſtehenden beſonderen Vorſchriften 
Verſorgung, für Auswanderung, endlich Vereine, welche den Betrieb von Erwerbs⸗ und nach dem gegenwärtigen Geſetze zu richten“ hätten, wäre eine theilweiſe 
geſchäften zum Zwecke haben, ſowie überhaupt alle diejenigen Vereine, welche Paralyſirung der Normen des allgemeinen Vereinsgeſetzes wohl kaum zu vermei⸗ 
unter den Begriff von civilvechtlichen oder Handelsgeſellſchaften fallen“, denn den geweſen. 


die Mehrzahl der Aſſociationsgruppen umfaſſen fol, aufgeſchwungen 
haben, die Sonderſtellung einer beſtimmten Gruppe von Vereinen faſt 
immer wieder, welche abgeſehen von den allgemeinen Normativvorſchriften 
noch ſpeciellen, für ſie allein giltigen Beſtimmungen oder, ſagen wir es 
lieber gleich, Beſchränkungen unterworfen find. Es find dies die po li⸗ 
tiſchen Vereine. Für die reiche Fülle von Arten, die ſich innerhalb 
des Vereinslebens ſelbſtſtändig geſtalten, haben die meiſten Vereins⸗ 
geſetze ein geringes Verſtändniß, ſie ignoriren dieſe natürlichen Gliede⸗ 
rungen oder vermeinen, dieſelben unterſchiedlos unter die allgemeinen 
Normen beugen zu können; nur eine Species iſt ſtets in ihrer Eigen⸗ 
art erkannt und erfreut ſich deßhalb ſtets einer beſonderen Berück⸗ 
ſichtigung, nämlich jene der politiſchen Vereine.) 

Dieſes Verhältniß iſt leicht erklärlich. Die modernen Vereinsge⸗ 
ſetze haben durch die Beſeitigung des Conceſſionsſyſtems und durch an⸗ 
dere freiheitliche Beſtimmungen der Entfaltung des Vereinsweſens erſt 
Bahn gebrochen, die Vielgeſtaltigkeit der Vereinsbildungen, der Reichthum 
an verſchiedenartigen Erſcheinungen, welche das Vereinswefen auszeichnen, 
iſt zum großen Theile ein Produkt der jüngſten Zeit und zwar ſpeciell 
der neuen, freieren Geſetzgebung. Wenn man ſomit einerſeits das weite 
Gebiet in feiner Gliederung von vornherein nicht überſehen konnte, jo 
mußten andererſeits doch gerade die politiſchen Vereine Geſetzen ſehr wohl 
bekannt ſein, welche gewöhnlich politiſch hochbewegten Zeiten entſprungen 
waren. Da iſt es nur natürlich, daß man ſowohl beſtrebt war, das 
eben noch beſtrittene Recht politiſcher Vereinigung zu ſichern, als Dämme 
gegen das Uebergreifen dieſer Inſtitution auſzuführen, die man un⸗ 
mittelbar zuvor in ihrer Kraft aber auch in der vollen Gefährlichkeit 
einer vom Geſetze nicht beherrſchten Einrichtung kennen gelernt hatte. 
Ob der Ausweg der richtige war, daß man das ganze Vereinsgebiet 
in zwei Theile, jenen der politiſchen und jenen der nicht⸗politiſchen 
Vereine, zerfällte, wollen wir dahingeſtellt ſein laſſen, die Auffaſſung, 
daß die politiſchen Vereine eine ganz ſpecifiſche und eine beſonders ge⸗ 
fährliche Art der Aſſociation ſeien, iſt in der Geſetzgebung bis heute 
die herrſchende geblieben “. 


e) Nach dem preußiſchen Geſetze find überhaupt nur Vereine, „welche eine 
Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten bezwecken“, zur Grundlage genommen 
(8 2), unter dieſen aber gelten für Vereine, welche bezwecken, „politiſche Gegen⸗ 
ſtände in Verſammlungen zu erörtern“, beſondere Beſchränkungen, nämlich die 
Ausſchließung von Frauen, Schülern und Lehrlingen und das Verbot der Affi⸗ 
liation (8 Y). Das bayeriſche Geſetz zerfällt in ſeinem Abſchnitt IT, welcher von 
den Vereinen handelt, ſogar in drei geſonderte Theile: 1. Von den Vereinen 
im Allgemeinen, 2. Von den nicht politiſchen Vereinen, 3. Von den politiſchen 


Vereinen, und der letztere allein enthält ein ausgebildetes Syſtem von Vorſchrif⸗ 


ten (Verpflichtung zur Verfaffung und Vorlage von Statuten und zur Wahl von 
Vorſtehern, Ausſchließung von Frauen und Minderjährigen, Verbot der Affilta- 
tion u. ſ. w.). Desgleichen ſpaltet das badiſche Geſetz vom 14. Februar 1851 
(allerdings nicht jenes von 1867), das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht betreffend, 


den Abſchnitt U, welcher von den Vereinen handelt, in einen Theil 1. „Von 
politiſchen Vereinen“ (8 3—13) und einen Theil 2. „Von nicht palitiſchen 


Vereinen“ (8 14 und 15). Das ſächſiſche Geſetz vom 22. November 1850 
kennt eine ſo ſcharfe Trennung nicht, allein die ſtrengeren Normen für Vereine, 
„deren Zweck ſich auf öffentliche Angelegenheiten bezieht“, kommen auch hier vor. 

) Der Commentator des bayerischen Vereinsgeſetzes, Prof. Pözl, äußert 
ſich hierüber in Dollmann's Geſetzgebung des Königreichs Bayern, II. Theil, 


4. Band, S. 471, folgendermaßen: „Die Gründe, welche den Geſetzgeber beſtimmt | 


haben, zwiſchen politiſchen und nicht politiſchen Vereinen zu unterſcheiden, und 
die erſteren läſtigeren Bedingungen zu unterwerfen, als die letzteren, liegen in der 
größeren Gefährlichkeit der politiſchen Vereine für den Staat; ſie können leichter 
als andere zu rechtswidrigen Zwecken mißbraucht werden, und der Staat ſucht 
ſich daher eine vollſtändige Ueberſicht über die Vereine dieſer Art, über ihren 


Beſtand und ihre Wirkſamkeit zu verſchaffen und ſich in beſtändiger Kenntniß ihres 
Handelns zu erhalten, um je nach Umſtänden die nöthigen Maßregeln zur Siche⸗ 


rung des Anſehens der Geſetze und zur Wahrung der öffentlichen Intereſſen 
treffen zu können. Wollte man alle Vereine nach einer und derſelben Regel be⸗ 
handeln, ſo müßte man entweder die eine Hälfte der Vereine, die nicht politiſchen, 
einer unnöthigen Strenge unterwerfen, oder man müßte die andere Hälfte, die 


politiſchen, eine bedenkliche Freiheit genießen laſſen. Das Eine wie das Andere 


wäre vom geſetzgeberiſchen Standpunkte nicht zu rechtfertigen. Wenn es irgend 
thunlich iſt, die Verſchiedenheit zwiſchen politiſchen und nicht politiſchen Vereinen 
zu fixiren und das unterſcheidende Geſetz auf das Leben anzuwenden, jo wird 
es gerathen erſcheinen, den Standpunlt unſeres Geſetzes einzunehmen.“ Diefe 
Anſicht hat im Weſentlichen auch Miniſter Freiherr von Laſſer in dem Vereins⸗ 
ausſchuſſe des öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſes ausgeſprochen, es müßten, ſagte 
er, wenn man den Unterſchied zwiſchen politiſchen und nicht politiſchen Vereinen 
aufgebe, alle Vereine den für die erſteren geltenden Beſchränkungen unterworfen 
werden; es iſt alſo auch hier die Vorſtellung herrſchend, die politiſchen Vereine 
ſeien die ſpeeifiſch gefährlichen. Auf einem anderen Standpunkte ſteht Stein. Er 
gibt zwar zu, daß politiſche Vereine zum Unterſchiede von Verwaltungsvereinen 
unter gewiſſen Zuſtänden an und für ſich gefährlich werden können, daß die Re⸗ 
gierung daher das Recht haben müſſe, die Bildung von politiſchen Vereinen und 
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| In der öſterreichiſchen Geſetzgebung finden wir den Begriff der 
politiſchen Vereine ſeit 1849, und zwar ununterbrochen. Wir ſagen, 
ununterbrochen, denn auch das Vereinsgeſetz von 1852 konnte nicht 
umhin, die Eigenart der politiſchen Vereine wenigſtens inſoferne anzu⸗ 
erkennen, als es „die Bildung von Vereinen, welche ſich Zwecke vor⸗ 
ſetzen, die in den Bereich der Geſetzgebung oder der öffentlichen Ver⸗ 
waltung ſallen“, gänzlich unterſagte. Wenn wir aber auch hievon ab⸗ 
ſehen, ſo iſt die Exiſtenz politiſcher Vereine in zwei Vereinsgeſetzen, in 
jenem von 1849, ſowie in jenem von 1867, poſitiv geregelt. Dem 
Geſetze von 1849 gelten die politiſchen Vereine ſogar entſchieden als 
die Hauptſache oder wenigſtens als der der Geſetzgebung vor allem be— 
dürftige Gegenſtand, denn den politiſchen Vereinen iſt der ganze zweite 
Abſchnitt des Geſetzes in einem Umfange von 26 Paragraphen gewid⸗ 
met, während der Abſchnitt 1 die nicht politiſchen Vereine in 2 Para⸗ 
graphen abthut. Das Vereinsgeſetz von 1849 erſcheint ſomit eigentlich 
als ein Geſetz für die politiſchen Vereine, für welche allein ein durch⸗ 
gebildetes Syſtem von Rechtsvorſchriften gegeben iſt; wir ſehen einen 
getreuen Reflex der 1848er Bewegung in dem ganzen Geſetze vor uns. 
Dem Vereinsgeſetze von 1867 hingegen iſt eine ſolche Einſeitigkeit fremd. 
Die Normen desſelben gelten zunächſt (8 4 —28) ohne Unterſchied 
für die nicht politiſchen ſowohl als auch für die politiſchen Vereine und 
für die letzteren treten nur in dem zweiten Abſchnitte (8 29.— 35) einige be⸗ 
ſchränkende Beſtimmungen hinzu, ein ſelbſtſtändiges Rechtsſyſtem für 
eine jede der beiden Kategorien iſt nicht mehr vorhanden. Die Wichtig⸗ 
keit der nicht politiſchen Vereine und in Folge deſſen die Wichtigkeit 
einer eingehenden geſetzlichen Regelung ihrer Stellung war ſchon 1852 
zu ſehr erkannt worden, als daß man ſie jetzt hätte ignoriren können, 
und ferner mochten die während zweier Jahrzehnte (wenn auch in an⸗ 
deren Ländern) gemachten Erfahrungen es der Geſetzgebung nahegelegt 
haben, wie innig das politiſche Vereinsleben mit dem nicht politiſchen 


{ 


zuſammenhängt. Genug, ob aus dieſen oder anderen Gründen, die for- 
male Trennung iſt, obwohl man die übliche Sonderſtellung nicht be⸗ 
ſeitigen wollte, doch eine weniger ſcharfe geworden. 

| Wir wollen es nun im Nachſtehenden verſuchen, die eigenthüm⸗ 
liche Nuancirung des Vereinsrechts für die politiſchen Vereine nach 
dem Geſetze von 1867 juriſtiſch zu conſtruiren, vielleicht gelingt es uns, 
Einiges zur Klärung des Meinungsſtreites beizutragen, der gerade in 
dieſer Beziehung beſteht. (Fortſetzung folgt.) 


| Mittheilungen aus der Praxis. 


on auf Eingriff in das Markenrecht gegen den Befund 
der Sachverſtändigen. 

Die politiſchen Behörden ſind nicht verpflichtet, einen formell 

unſtatthaften Recurs der oberen Behörde vorzulegen. 


Die württembergiſche Firma Heinrich Frank's Söhne, Surrogat⸗ 
Kaffeefabrikanten zu Ludwigsburg, welche ihre Marke bei der Wiener 
Handels⸗ und Gewerbekammer regiſtriren ließ, klagte die Firma 
Karl G. u. Sohn in M. wegen Eingriffes in ihr Markenrecht 
durch den Gebrauch ihrer regiſtrirten Marke, welche in einer Etiquette 
auf der Emballage der Kaffeeſurrogatproducte beſteht, und verlangte 


Cogniti 


ihre Thätigkeit auf Grund eines öffentlichen Nothſtandes zu verbieten, im Uebrigen 
aber verwirft er jede Sonderſtellung der politiſchen Vereine und erklärt es 
geradezu als eine der Hauptaufgaben ſeines Rechtsſyſtems des Vereinsweſens, 
die in Literatur und Gefetzgebung noch immer herrſchende Vorſtellung zu bekämpfen, 
als wäre das Recht der politiſchen Vereine von dem der Verwaltungsvereine ein 
weſentlich verſchiedenes. (Vgl. Verwaltungslehre, 2. Auflage: Die vollziehende 
Gewalt, 3. Theil: S. 113 und 114). Noch weiter geht J. v. S. in den im 
Jahrgange 1871 dieſer Zeitſchrift enthaltenen Aufſätzen „Ueber das Vereins⸗ 
weſen und die Staatsaufſicht“. In Nr. IV derſelben (Nr. 15 der Zeitſchrift) er⸗ 
klärt er es als eine Folge der Unklarheit über das Weſen eines politiſchen Ver⸗ 
eines, „daß ſich im Laufe der Zeit die Anſicht herausgebildet hat, daß die ſo⸗ 


genannten nicht politiſchen Vereine vermöge ihrer harmloſen Natur weniger Ur⸗ 
ſache zur Beachtung geben“, und bekämpft dann dieſe Anſicht in folgender 
draſtiſchen Weiſe. „Im Grunde aber ſind dieſe (die nicht politiſchen Vereine) 
politifcher als die politiſchen Vereine ſelbſt und wichtiger als dieſe, 
weil fie in der Regel produeirend, dann an Mitgliedern und Vermögen reicher 
ſind, auſ die Verwaltung einen unmittelbaren Einfluß nehmen und in je dem 
Augenblicke aus der natürlichen Stellung, die ſie heute noch ein⸗ 
nehmen, treten und ihren Zweck verändern können. Es wird vielleicht 
in einem gegebenen Zeitpunkte uur eines geringen Ferments bedürfen, um aus 
| allen den jetzt jo unbeachtet gelaſſenen Aſſociationen politiſche Genoſſenſchaf⸗ 
ten zu machen.“ 


die Amtshandlung im Sinne der 88 15 und 18 des Markenſchutz⸗ 
geſetzes Der Stadtrath in M. ließ durch Sachverſtändige den Befund 
aufnehmen. Nach dem bezüglichen Protokolle erklärte der eine Sachver⸗ 
ftändige, daß kein Eingriff in das Markenrecht der Firma „Frank's Söhne“ 
durch den Gebrauch der beanſtändeten Marke (Etiquette) ſeitens des 
Karl G. u. Sohn vorliege, wogegen der zweite Sachverſtändige den Eingriff 
bejahte. Der Obmann ſchloß ſich ausdrücklich dem Gutachten des erſten 
Sachverſtändigen, daß kein Eingriff vorliege, an. 

Der Stadtrath zu M. hat am 15. März 1876 die Firma 
Karl G. u. Sohn in M. der Uebertretung des Markenſchutzgeſetzes 
vom 7. December 1858, R. G. Bl. Nr. 230 ſchuldig erkannt und 
dieſelbe deßhalb nach § 18 mit einer Geldſtrafe von 25 fl. ö. W. 
für den Localarmenfond belegt. 

Ueber den Recurs des Karl G. u. Sohn wurde dieſes Er⸗ 
kenntniß von der Statthalterei am 5. Mai 1876 aus den Gründen 
der erſten Inſtanz vollinhaltlich beſtätigt. 

Gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung hat Karl G. u. Sohn 
rechtzeitig beim Stadtrathe zu M. den Miniſterialrecurs überreicht. 

Der Recurs wurde aber den Recurrenten vom Stadtrathe 
ddo. 28. Mai 1876 mit dem Bedeuten zurückgeſtellt, daß nach § 150 
Gew.⸗Ord. gegen ein in zweiter Inſtanz beſtätigtes Straferkenntniß 
ein weiterer Recurs nicht ſtatthaft ſei, daher ein ſolcher vom Stadt⸗ 
rathe höheren Ortes nicht vorgelegt werden könne. 

Gegen dieſen Beſcheid hat Karl G. u. Sohn den Recurs an die Statt⸗ 
halterei ergriffen mit der Bitte um Behebung des erſtinſtanzlichen Beſcheides 
und Vorlage der Miniſterialberufung an das k. k. Miniſterium des Innern. 

Die Statthalterei hat den Rerurs ddo. 16. Juni 1876 zurück⸗ 
gewieſen, nachdem die fragliche Miniſterialberufung gegen ein in zweiter 
Inſtanz beſtätigtes Straferkenntniß gerichtet und ſomit gemäß 8 3 des 
Markenſchutzgeſetzes reſp. 8 150 Gew.⸗Ord. und § 3 der Minifterial- 
Verordnung vom 31. Jänner 1860 unſtatthaft ſei. 

Gegen dieſen Statthalterei-Erlaß hat Karl G. u Sohn den 
Miniſterialrecurs am 27. Juni 1876 beim Stadtrathe zu M. über⸗ 


reicht, der denſelben dem Beſchwerdeführer ddo. 30. Juli 1876 als 


unſtatthaft mit Beziehung auf den früheren Statthalterei⸗Erlaß vom 
16. Juni 1876 zurückſtellte. 

Am 13. Auguſt 1876 hat nun Karl G. und Sohn direct beim 
Miniſterium des Innern eine Beſchwerde überreicht, worin gebeten 
wird, die Staͤtthalterei und den Stadtrath zu M. zur Vorlage der Recurſe 
zu verhalten, beziehungsweiſe dem in denſelben geſtellten Begehren 
Folge zu geben, vorläufig aber die Invollzugſetzung des Straferkennt⸗ 
niſſes bis zur endgiltigen Entſcheidung der Angelegenheit zu ſiſtiren. 

Dieſe Beſchwerde wurde mit Erlaſſe vom 9. September 1876 
der Statthalterei zur Berichterſtattung übergeben, welche ſelbe ſammt 
allen Bezugsacten vorlegte. 

Quoad meritum wurde von Karl G. u. Sohn eingewendet, 
daß die judicirende Behörde an den Beſund der Sachverſtändigen 
gebunden ſei, und dieſen nur als Grundlage ihrer Entſcheidung an⸗ 
nehmen müſſe. Nachdem weder der Stadtrath zu M. noch die Statt⸗ 
halterei ſich an dies gehalten und beide das Ergebniß des Sach⸗ 
verſtändigenbeweiſes ignorirt haben, ſo ſeien ihre Entſcheidungen als 
geſetzwidrig zu beheben. Weiters wurde bemerkt, daß der Recurs 
gegen zwei gleichlautende Erkenntniſſe allerdings in Hinblick auf 8 146 
Gew.⸗Ord. zuläſſig ſei. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 27. Jänner 1877, 
8. 13.818 ex 1876 im Einvernehmen mit dem k. k. Handels⸗ 
miniſterium erkannt: 

„Die Miniſterialrecurſe der Firma Karl G. u. Sohn in M. 
1. gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung vom 5. Mai 1876, womit 
das gegen die Recurrenten wegen Uebertretung des Markenſchutzgeſetzes 
gefällte Straſerkenntniß vom 15. März 1876 beſtätigt worden iſt und 
2. gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung vom 16. Juni 1876, mit 
welcher die Vorlage der Minifterialberufung wider die obgedachte 
Aburtheilung verweigert wurde — werden auf Grund des § 150 der 
Gew.⸗Ord. und des § 23 des Markenſchutzgeſetzes zurückgewieſen, und 
zwar der Miniſterialrecurs ad 1. als unſtatthaft, weil gegen zwei 
gleichlautende Straferkenntniſſe gerichtet, hingegen die Miniſterial⸗ 
beſchwerde ad 2. als unbegründet, weil die Statthalterei im Sinne 
der obcitirten geſetzlichen Beſtimmungen den Miniſterialrecurs nicht 
vorzulegen verpflichtet war“. M. 
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Begriff eines öffentlichen Beamten im Sinne des Strafgeſetzes. 
Die Dorfwachen (Hondaren) in Dalmatien ſind öffentliche 
Beamte im Sinne des $ 153 St. G 


Am 25. April v. J. entſtand in dem Dorfe Sutina zwiſchen 
mehreren Perſonen ein Streit, bei welchem es zur Anwendung von Feuer⸗ 
waffen kam. Der Ortsvorſteher entſendete die Rondaren R. und St., 
um die Ruhe wieder herzuſtellen. Dieſe forderten die Streitenden auf, 
auseinanderzugehen; da ergriff R. einen Stein, ſchleuderte ihn gegen 
den Rondaren St. und brachte ihm am Hinterkopfe eine Verletzung 
bei, welche zwar nur eine zweitägige Berufsunfähigkeit nach ſich zog, 
aber erſt in 18 Tagen geheilt wurde. Auf Anklage der Staatsanwalt 
ſchaft verurtheilte das Kreisgericht den R. wegen des Verbrechens der 
ſchweren körperlichen Beſchädigung nach $ 153 St. G. In den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen wurde ausgeſprochen „daß dem Ortsvorſteher und 
den Rondaren die Ortspolizei zur Aufrechthaltung der Ordnung und 
öffentlichen Ruhe übertragen iſt, und daß dieſelben bei der Ausübung 
dieſer Obliegenheiten als öffentliche Functionäre anzuſehen find“ (sono 
da riguardarsi per pubblici funzionarii). 

Gegen dieſes Urtheil brachte nun R. die Nichtigkeitsbeſchwerde 
mit Berufung auf $ 281, 3. 9 a und 10 St. P. O., ein. 8 153 
St. G. B. ſtrafe ſelbſt leichte Körperbeſchädigungen als das Verbrechen 
der ſchweren körperlichen Beſchädigung; er bilde daher eine Ausnahme 
von der allgemeinen Regel des 8 152, dürfe aus dieſem Grunde nur 
bezüglich der im 8 153 ausdrücklich genannten Perſonen angewendet 
und in keinem Falle auf andere Perſonen ausgedehnt werden. Im 
$ 153 ſei aber von öffentlichen Beamten (impiegati pubblici) die 
Rede, unter welche die Rondaren nicht gerechnet werden können. Das 
Strafgeſetz kenne 2 Kategorien von Delicten, bei welchen ein Beamter 
oder ein Functionär in Frage kommen; die erſte ſei jene, wo der 
Beamte von ſeiner Gewalt zum Schaden der Staatsangehörigen Miß⸗ 
brauch macht (88 101 und 292 St. G.), und für dieſe Kategorie 
habe das Geſetz jeden für einen Beamten erklärt, der vermöge öffent⸗ 
lichen Auftrages Geſchäfte der Regierung zu beſorgen hat. Die zweite 
Kategorie iſt jene, wo die Staatsangehörigen zum Schaden eines öffent⸗ 
lichen Functionärs eine ſtrafbare Handlung begehen (88 68, 70, 81, 
153, 279, 283, 284, 300, 312, 331, 333 St. G. B.); in allen 
dieſen Fällen habe der Geſetzgeber nicht bloß das Wort Beamter 
gebraucht. Der S 68 unterſcheide vielmehr die Beamten von einer 
Civilwache, als welche die Rondaren unzweifelhaft anzuſehen ſind. Es ſei 
daher nicht jede obrigkeitliche Perſon, welche einen Auftrag zu vollziehen 
hat, als Beamter anzuſehen. Zum Begriffe des Beamten gehöre ein 
Kreis von Pflichten, der nicht von Fall zu Fall durch ſpecielle Auf⸗ 
träge beſtimmt werde, ſondern ausdrücklich durch das Geſetz feſtgeſtellt 
ſei; außerdem aber auch eine gewiſſe perſönliche Unverletzlichkeit und 
dauernde Anſtellung. Dieſe Begriffsmerkmale ſeien bei den Rondaren 
nicht zu finden. Die allgemeine Begriffsbeſtimmnng des § 101 St. G. 
ſtehe dieſer Anſicht nicht entgegen; im § 101 ſei ausdrücklich nur von 
Geſchäften der Regierung die Rede, nicht aber von Aufträgen der 
Obrigkeit. Das Erkenntnißgericht ſelbſt habe die Rondaren nur als 
pubblici funzionarii, nicht aber für impiegati pubblici erklärt; 
daraus könne man ſolgern, daß der Eharakter der Rondaren als öffent⸗ 
liche Beamte durch den Ausſpruch des Gerichtes ſelbſt nicht anerkannt fei. 

Bei der öffentlichen Verhandlung, welche am 14. Februar d. J. 
bei dem k. k. Caſſationshofe ſtattfand, ſprach ſich der Generalproeurator für 
die Verwerfung der Nichtigkeitsbeſchwerde aus. „Der Nichtigkeitswerber 
behauptet, daß die Rondaren keine öffentlichen Beamten im Sinne des 
§ 153 St. G. find, und daß er daher, obwohl er den Rondaren St. 
vorſätzlich am Körper beſchädigte, doch nicht nach §8 153 zu beſtraſen, 
fordern nur der Uebertretung des 8 411 St. G. ſchuldig ſei. Die 
Generalprocuratur kann dieſe Behauptung nicht für richtig erkennen. 
Nach dem Regolamento vom 24. September 1845 (Geſetzſammlung für 
Dalmatien, Z. 140) haben die Rondaren und Dorfwachen die Beſtim⸗ 
mung, unter Führung des Caporonda den Polizeidienſt in der Gemeinde 
zu verſehen, über die Aufrechthaltung der Ruhe, Ordnung und Sicher⸗ 
heit zu wachen. Sie werden vom Gemeindevorſtande ernannt (Landes⸗ 
geſetz vom Jahre 1866, 3. 16), tragen im Dienſte eine meſſingene 
Platte als Abzeichen, welches ihren Charakter als Organe der Behörde 
erſichtlich macht (Erlaß der Statthalterei vom 22. October 1859, 
vom 12. Februar 1860, Landesgeſetz vom Jahre 1860, Z. 5). Wider⸗ 
ſetzlichkeit gegen die Dorfwache (Ronda villica) begründet nach Andeu⸗ 
tung des Geſetzes unter Umſtänden des 8 81 St. G. das Verbrechen 
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der öffentlichen Gewaltthätigkeit (Landesgeſetz vom Jahre 1860, 8. ſonderen Schutz des Strafgeſetzes eingeräumt. Obrigkeitliche Perſon ift 
5). — Zur Beantwortung der Frage, ob die Rondaren als öffentliche jeder Beamte einer Staats⸗ oder Gemeindebehörde; Beamter nach 8 101 
Beamte im Sinne des § 153 anzuſehen find, muß zunächſt auf $ 101 Jeder, aber auch nur Jener, welcher über öffentlichen Auftrag Geſchäfte 


St. G. zurückgeſehen werden. Dieſer bezeichnet als Beamten Denjenigen, 
welcher Geſchäfte der Regierung vermöge öffentlichen Auftrages zu be⸗ 
ſorgen verpflichtet iſt, es mag der Auftrag ein unmittelbarer oder mit⸗ 
telbarer ſein, die Beeidigung des Auftrages eintreten oder nicht. Dieſe 
Begriffsbeſtimmung umfaßt in ihrer Allgemeinheit nicht bloß den eigent⸗ 
lichen Beamten im Sinne der Dienſtpragmatik, ſondern Jeden, der 
Geſchäfte der Regierung zu beſorgen hat, daher auch den Diener. Weder 
der höhere oder niedere Rang, noch die Amtsvorzüge ſind dabei maß⸗ 
gebend. Die weſentlichen Criterien ſind: Die Beſorgung von Regierungs⸗ 
geſchäften und das Vorhandenſein eines öffentlichen Auftrages dazu. 
Von dieſer Anſicht ausgehend, hat auch der hohe Caſſationshof mit 
Entſcheidung vom 22. April 1856 einen Amtsdienergehilfen; 12. März 
1867 einen Wegmeiſter; 4. Februar 1868 einen Finanzwachaufſeher; 
24. November 1869 einen Gerichtsdiener; 31. Mai 1871 einen als 
Schriftführer verwendeten Diurniſten als Beamte erklärt, welche ſich 
des im § 101 St. G. bezeichneten Verbrechens ſchuldig machen können 
(Nr. 731, 1175, 1209, 1309, 1374, der Glaſer'ſchen Sammlung). — 
Nach dieſer Begriffsbeſtimmung ſind die Rondaren allerdings öffent⸗ 
liche Beamte; ſie beſorgen kraft des Geſetzes und über Ernennung des 
Gemeindevorſtehers den Sicherheitsdienſt, die Aufrechthaltung der Ruhe 
und Ordnung, mithin ein Geſchäft der Regierung, welches ſchon durch 
ſeine Natur den Privatcharakter ausſchließt. 


Die Einwendung, daß ein Rondar kein Beamter (im Sinne der 
Dienſtpragmatik), ſondern ein Diener ſei, verliert daher mit Rückſicht 
auf die Begriffsbeſtimmung des § 101 alles Gewicht. Sie ſteht auch 
mit dem Geiſte des Straſgeſetzes nicht im Einklange. Es handelte ſich 
im § 153 nicht darum, die mehr oder weniger hohe Stellung, das 
Anſehen, welches der Beamte nach außen genießen muß, gegen Angriffe 
zu ſchützen, ſondern darum, den öffentlichen Beamten bei Ausübung 
ihrer für das allgemeine Wohl ſtets wichtigen Pflichten die körperliche 
Unverletzheit zu ſichern und dadurch ihre Amtswirkſamkeit ſelbſt vor 
Störungen zu bewahren. Nicht nur der Reſpect vor der Perſon des 
Beamten, ſondern auch deſſen körperliche Integrität iſt das Object des 
ſtrafgerichtlichen Schutzes; jenen hat der Geſetzgeber durch die Beſtim⸗ 
mung des § 312, dieſen durch den $ 153 St. G. gegen Verletzungen 
ſichergeſtellt. Die von dem Nichtigkeitswerber betonte Gegenüberſtellung 
von Beamten und Dienern findet ſich auch im § 68 des St. G. B. 
nicht in jener Schärfe, wie die Beſchwerdeführung behauptet, und eben⸗ 
ſowenig im Contexte der 88 279, 312 und 331 St. G. Im § 68 
tritt das Beſtreben der Geſetzgebung zu Tage, den Begriff der Obrig⸗ 
keit, des Trägers eines obrigteitlichen Auftrages, durch Anführung von 
Perſonen, denen dieſe Eigenſchaft zukommt, mit möglichſter Deutlichkeit 
feſtzuſetzen; im 8 153 war ein ganz anderer Geſichtspunkt maßgebend. — 
Uebrigens darf nicht überſehen werden, daß die Beſtimmung des 
$ 153 nicht aus dem Strafgeſetzbuche vom Jahre 1803 in das gegen⸗ 
wärtig in Kraft beſtehende Strafgeſetzbuch vom Jahre 1852 herüber⸗ 
genommen, ſondern in das letztere als neue Beſtimmung eingefügt 
wurde, wobei das Vorbild anderer Geſetzgebungen und daher auch die 
von demſelben gebrauchte Terminologie nicht ohne Einfluß bleiben konnnte. 
In Deutſchland verſteht man unter öffentlichen Beamten oder Staats⸗ 
dienern ſowohl Beamte als Diener. Nach der Praxis der dortigen 
Gerichtshöfe iſt öffentlicher Beamte jeder in geſetzlicher Weiſe dazu Be⸗ 
rufene, als Organ der Staatsregierung unter öffenklicher Auctorität für 
die Herbeiführung von lirgend welchen) Zwecken des Staates thätig zu 
ſein. Auch die Einwendung, daß der § 153 nicht fo, wie die 88 81, 
279, 312 und 331, ſich ausdrücklich auf den § 68 bezieht, und daß 
aus dem Mangel dieſes Citates gefolgert werde müſſe, der Geſetzgeber 
habe im 8 153 nicht alle im $ 68 genannten Perſonen, ſondern nur die 
öffentlichen Beamten mit einem gewiſſen Schutze umgeben wollen, iſt von 
keiner Erheblichkeit. Für den Begriff eines Beamten im Umfanges des 
Strafgeſetzes, und daher auch im Sinne des § 153, tft der $ 101, 
zweiter Abſatz Strafgeſetzes, maßgebend. Die Begriffsbeſtimmungen im 
§ 68 lobrigkeitliche Perſon) und im § 101 (Beamter) decken ſich nicht. 
Jene umfaßt auch Privatbedienſtete, welchen die Geſetzgebung entweder 


der Regierung zu beſorgeu hat. Auch im § 153 war der Geſichtspunkt 
ein anderer, zum Theile weiter, zum Theile enger als im 8 68. Im 
§ 153 wollte der Geſetzgeber auch die leiblichen Eltern, Geiſtlichen, 
Zeugen und Sachverſtäudigen vor körperlichen Beſchädigungen, welche 
denſelben um der Ausübung ihrer Pflichten willen zugefügt werden 
können, ſicherſtellen, damit die Schwierigkeit der Pflichterfüllung nicht 
durch die Sorge für die körperliche Integrität noch geſteigert würde. 
Dieſe Perſonen hätten in den Rahmen des § 68 nicht gepaßt. Der 
Geſetzgeber wollte ferner von den im $ 68 genannten Perſonen nur 
die öffentlichen Beamten unter die Sanction des § 153 ſtellen. Dieſe 
Verſchiedenheit des Geſichtspunktes und des Kreiſes der geſtützten Sub⸗ 
jecte erklärt es zur Genüge, warum das Citat des § 68 im 8 153 
keine Aufnahme gefunden hat. — Der hohe Caſſationshof hat die von 
der Generalprocuratur entwickelte Anſicht zu wiederholtenmalen in ſeinen 
Entſcheidungen zum Ausdruck gebracht. In einer von einem Orden ge⸗ 
leiteten Strafanſtalt hatte ein Sträfling einem in Ausübung ſeines 
Dienſtes begriffenen Aufſeher mehrere Fauſtſchläge verſetzt und ihm da⸗ 
durch eine körperliche Beſchädigung zugefügt. Derſelbe wurde mit Ent⸗ 
ſcheidung vom 17. Juni 1868, Z. 5961 des im § 153 St. G. be⸗ 
zeichneten Verbrechens für ſchuldig befunden.“ 

Der k. k. Caſſationshof erkannte mit Entſcheidung vom 14. Fe⸗ 
bruar 1877, Z. 106.97, es werde die Nichtigkeitsbeſchwerde des R. 
gegen das Urtheil des k. k. Kreisgerichtes in Spalato vom 12. Juni 
1876, 3. 1408 ai 1875 als ungegründet verworfen und derſelbe in 
den Erſatz der durch die Ergreifung dieſes Rechtsmittels verurſachten 
Koſten verfällt. Gründe: Der Angeklagte ſtützt ſeine Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde auf 8 281, 3. 9 lit. a und Z. 10 St. P. O., weil das 
Erkenntnißgericht den 8 153 St. G. B. in Anwendung brachte, während 
doch dieſer Paragraph bloß öffentliche Beamte, welchen die Rondaren als 
Executivorgane der Gemeinden nicht gleichzuhalten ſind, im Auge hat, und 
die Verletzung, die dem Rondaren St. zugefügt wurde, deshalb nicht nach 
§ 153 St. G., ſondern lediglich als Uebertretung im Sinne des 8 411 
St. G. zu beurtheilen war. Wenn man berückſichtigt, daß die Perſonen, wel⸗ 
che der im $153 St. G. erwähnten Kategorie der öffentlichen Beamten an⸗ 
gehören, dort nicht ausdrücklich bezeichnet ſind, und wenn man daher 
in dieſer Beziehung auf die Beſtimmung des 8 101 St. G. B. zurück⸗ 
greift, ſo kann man mit Sicherheit feſtſtellen, daß das Strafgeſetzbuch 
als öffentliche Beamte alle jene Perſonen anſieht, welche in Folge un⸗ 
mittelbaren oder mittelbaren öffentlichen Auftrages Geſchäfte der Regie⸗ 
rung oder Gemeinde im öffentlichen Intereſſe beſorgen, und als öffent⸗ 
liche Beamte müſſen daher auch die Rondaren betrachtet werden, welchen 
das Amt der Polizei⸗Auſſicht zur Erhaltung der Ruhe und öffentlichen 
Ordnung übertragen iſt — weil ja das Strafgeſetz keinen Gradunter⸗ 
ſchied zwiſchen Beamten macht, ſondern alle Functionäre, welche für 
öffentliche Regierungszwecke thätig ſind, unter „öffentlichen Beamten“ 
begreift. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den bisher mit Titel und Charakter eines Cuſtos 
bekleideten Dr. Ernſt Hartmann Edlen v. Franzenshuld zum wirklichen 
Euſtos im Münz⸗ und Antikencabinete ernannt. - 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Wilhelm Schlinden⸗ 
buch zum Finanzſecretär, dann den Finanzeommiſſär Adalbert Schleſinger 
und den beim Finanzminiſterium in Verwendung ſtehenden Finanzconcipiſten 
Karl Freih. Spens v. Booden zu Finanz⸗Obercommiſſären für den Bereich 
der Finanzlandesdirectton zu Prag ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Conſervator der Central⸗ 
commiſſion für Kunſt⸗ und hiſtoriſche Denkmale Dr. Mathias Much zum Mit⸗ 
gliede dieſer Centralcommiſſion ernannt. 


Erledigungen. 


Armenarztesſtelle, proviſ., für den Wiener zweiten Gemeindebezirk im Be⸗ 


zirksktheile „Kaiſermühlen“ mit 600 fl. Jahresremuneration, bis 7. Juli (Amtsbl. 
Nr. 141.) 


Zehn Telegräfenamts⸗Aſſiſtentenſtellen in der eilften Rangsclaſſe gegen 
Caution, bis 18. Juli. (Amtsbl. Nr. 143.) 
Wirthſchaftselevenſtelle bei der Direction des k. k. Staatsgeſtütes in Radautz 


aus nationalökonomiſchen Gründen oder wegen der Wichtigkeit ihres mit 400 fl. Adjutum, Naturalquartier, und Brennholz, bis 24. Juli. (Amtsbl. 


Dienſtes für das Leben und Eigenthum der Staatsangehörigen den be⸗ 


Druck der k. Wiener Zeitung 


Verantwortlicher Red aeteur: A. Heilmann. 


Nr. 143.) 
Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


